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PAPENBURG. Sämtliche
Schlichtungsversuche haben
bislang nichts genutzt: Das Ar-
beitsgericht Lingen verhan-
delt am Donnerstag über die
Kündigung des Betriebsrats-
vorsitzenden der Meyer-
Werft, Ibrahim Ergin. Frühere
Auszubildende des emsländi-
schen Kreuz-
fahrtschiffbau-
ers hatten ihn
nach Unter-
nehmensanga-
ben beschul-
digt, sie vor ei-
nigen Jahren
zum Eintritt in
die IG Metall
genötigt zu haben. Ergin sel-
ber hatte die Vorwürfe stets
zurückgewiesen und als Ver-
such bezeichnet, aktive Ar-
beitnehmervertreter einzu-
schüchtern. Inzwischen prüft
auch die Staatsanwaltschaft
Osnabrück die Vorwürfe.

Eine Stunde vor dem Ge-
richtstermin hat die IG Metall
zu einer kleinen Kundgebung
aufgerufen.

Im Sommer war es bei der
Meyer-Werft im Konflikt um
die Verlagerung der Unterneh-
menszentrale nach Luxem-
burg außerdem zum Streit
zwischen Ergin und der Ge-
schäftsführung um Seniorchef
Bernard Meyer gekommen.
Meyer hat mit dem Umzug der
Zentrale einen Aufsichtsrat
verhindert, in dem auch Ar-
beitnehmervertreter Stimm-
recht gehabt hätten. (dpa)

Streit um
Kündigung
vor Gericht
Meyer-Werft entließ
Betriebsratschef Ergin
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Ländernotizen
Pferde sichern
40 000 Arbeitsplätze
Die rund 190 000 Pferde in Nie-
dersachsen sichern rund 40 000
Arbeitsplätze. Das berichtete
der Landesbauernverband ges-
tern unter Berufung auf Zahlen
des Bundesverbandes für Pfer-
desport und Pferdezucht. Bun-
desweit geben Reiter, Fahrer,
Voltigierer und Züchter jährlich
rund 2,6 Milliarden Euro für lau-
fende Kosten in Pferdesport und
-haltung aus. Der Gesamtumsatz
liegt pro Jahr nach vorsichtigen
Schätzungen bei bis zu 6,5 Milli-
arden Euro. Im Pferdeland Nie-
dersachsen sind rund 130 000
Reiter in mehr als 1000 Reit- und
Fahrvereinen organisiert.

Baumwipfelpfad mit
Ergänzung am Boden
Unter dem einzigen Baumwip-
felpfad Niedersachsens wird
morgen in Bad Harzburg der
neue Baumwurzelpfad einge-
weiht. Die Landesforsten wollen
damit den 1000 Meter langen
Weg durch die Baumkronen im
Kalten Tal ergänzen. Für den im
Mai eingeweihten Baumwipfel-
pfad wurden bislang 180 000
Eintrittskarten verkauft.

Bei Diskriminierung
drohen Geldstrafen
Niedersachsens Diskothekenbe-
treibern drohen künftig Geld-
strafen bei ethnischer oder reli-
giöser Diskriminierung an der
Eingangstür. Möglich macht es
ein Gesetz, das der Landtag in
Hannover gestern verabschiede-
te. Über eine Änderung des Gast-
stättengesetzes können gegen
Betreiber, die Besucher bei Ein-
lasskontrollen wegen ihrer
Hautfarbe oder Religion abwei-
sen, Bußgelder bis zu 10 000
Euro wegen einer Ordnungswid-
rigkeit verhängt werden. Wie-
derholungstätern droht Gewer-
beverbot. Bisher konnten Be-
troffene nur privat klagen.

oder Gebiete um
Kraftwerke und
Häfen. So hat das
Ministerium für
den Landkreis
Northeim eine Ziel-
vorgabe von 1,72
Prozent, für Oste-
rode dagegen nur
0,76 Prozent er-
rechnet.

Als wenig prakti-
kabel kritisieren
die Kommunalen
Spitzenverbände
derartige Vorga-
ben. „Das ist viel zu
starr“, sagte Um-
welt- und Baurefe-
rent Axel Ebeler
vom Niedersächsi-
schen Städtetag un-
serer Zeitung. Re-
gionale Besonder-
heiten würden
nicht ausreichend
berücksichtigt. Joa-
chim Vollmer vom
Städte- und Ge-
meindebund ver-
wies darauf, dass
viele Mitgliedskom-
munen insbesonde-
re im Süden entge-
gen des vom Land
verordneten Tabus
Windanlagen lie-
ber im Wald bauen
lassen würden.

Sorgen löst auch
die für verbindlich
erklärte Arten-
schutzrichtlinie
aus. Danach müs-
sen vor Genehmi-
gung die Auswir-
kungen von Anla-
gen insbesondere
auf Vögel und Fle-
dermäuse geprüft
werden – in einem
Radius von bis zu
3000 Metern, beim

Flugkorridor von Schwarzstör-
chen sogar bis zu zehn Kilo-
metern. Hierdurch greife das
Ministerium erheblich in die
angeblich doch gestärkte Pla-
nungshoheit der Kommunen
ein, lautet die Kritik. Vollmer:
„Das gibt noch richtig Ärger.“

potenziell geeigneten Flächen
verteilen sich völlig unter-
schiedlich. Schutzgebiete wie
der Nationalpark Harz oder
das Biosphärenreservat Elbe
fallen ebenso raus wie Wälder,
Vorranggebiete zur Rohstoff-
gewinnung, Verkehrswege

sachsen rund 5600 Windräder
einen jährlichen Strom von
8500 Megawatt. Diese Leis-
tung will Wenzel bis 2050 auf
mindestens 20 000 Megawatt
erweitern. Rechnerisch sind
dafür 1,4 Prozent der Landes-
fläche erforderlich, aber die
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HANNOVER. Feste Abstands-
regeln gibt es nicht. Nach dem
neuen Windenergie-Erlass der
rot-grünen Landesregierung
sollen die Kommunen weitge-
hend selbst festlegen, wie weit
entfernt die Rotor-Anlagen
künftig etwa von Wohnhäu-
sern mindestens stehen müs-
sen. „Wir haben die Abstände
ganz bewusst nicht in Metern
angegeben“, sagte Niedersach-
sens Umweltminister Stefan
Wenzel (Grüne) gestern in
Hannover. Dies ermögliche
den Kreisen und Gemeinden

einen größe-
ren Planungs-
spielraum. Zu-
vor hatte das
Kabinett nach
einem zwei-
jährigen Dis-
kussionspro-
zess und einer
umfangrei-

chen Experten- und Verbands-
anhörung den 78-seitigen Er-
lass und die dazu gehörige 38-
seitige Artenschutzrichtlinie
verabschiedet. Sie sollen nun
Anfang 2016 in Kraft treten.

Grobe Faustregel
Die Entfernung zwischen

einer Siedlung und einem
Windpark richtet sich zu-
nächst nach dem Bundes-Bau-
gesetz und dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz. Danach
dürfen Anlagen weder eine
„optisch bedrängende Wir-
kung“ erzeugen noch einen
bestimmten Lärmpegel erzeu-
gen. Als grobe Faustregel gilt
daher die zweifache Gesamt-
höhe als Mindestabstand: Er-
reichen die Rotorblätter eine
Höhe von 200 Metern, muss
das nächste Wohnhaus we-
nigstens 400 Meter entfernt
liegen. Mit einer eigenen Pla-
nung können die Kreise und
Gemeinden diese Werte laut
Wenzel aber erheblich aus-
weiten – sofern diese dann im-
mer noch mit den rot-grünen
Ausbauzielen übereinstim-
men.

Derzeit erzeugen in Nieder-

„Das gibt richtig Ärger“
Windenergie-Erlass und Artenschutz: Trotz größerer Freiheiten sind Kommunen sauer

Keine festen Abstandsregeln: Das Land hat den Planungsspielraum für Kreise
und Gemeinden erweitert. Sie sollen selbst festlegen können, wie weit ent-
fernt die Rotor-Anlagen künftig von Wohnhäusern stehen müssen. Foto: dpa

Stefan
Wenzel

BAD BEVENSEN. Nach der
Brandstiftung in einer geplan-
ten Unterkunft für Flüchtlinge
in Bad Bevensen ermittelt
jetzt der Staatsschutz mit ei-
ner eigenen Ermittlungsgrup-
pe. „Ein ausländer- oder
flüchtlingsfeindliches Motiv
ist nicht unwahrscheinlich“,
sagte Polizeisprecher Kai Rich-
ter gestern in Lüneburg.

Unbekannte hatten am
Sonntag in dem früheren Su-
permarkt ein Feuer gelegt, die
Wasserhähne aufgedreht und
die Abflüsse verstopft. Die
Feuerwehr konnte den
Schwelbrand im Dachstuhl lö-
schen. Ein Sachverständiger
muss nun klären, ob die Dach-
konstruktion nachhaltig ge-
schädigt ist. Der Landkreis
Uelzen hatte das Gebäude ab
Anfang kommenden Jahres
für rund 170 Flüchtlinge nut-
zen wollen, die derzeit in zwei
Turnhallen von Uelzener
Schulen untergebracht sind.
(lni)

Feuer gelegt
in geplanter
Unterkunft

BREMEN. Die schwache Welt-
wirtschaft drückt den Um-
schlag in den Bremer Häfen
(Bremen und Bremerhaven):
Bis Ende des Jahres rechnen
sie mit einem Rückgang um
4,8 Prozent auf 74,5 Millionen
Tonnen. Unter der nachlassen-
den Konjunktur in China, dem
Einbruch des Handels mit
Russland und der gesunkenen
Nachfrage in den Schwellen-
ländern litt vor allem der Um-
schlag in Bremerhaven. Der
Hafen in Bremen konnte dage-
gen wegen eines Zuwachses
bei Massengütern wie Kohle
oder Getreide zulegen.

Nach den vorläufigen Zah-
len sank der Umschlag von
Stückgut in den Bremer Häfen
in diesem Jahr um 6 Prozent
auf 64,7 Millionen Tonnen. Bei
den Containern sank er um
3,6 Prozent auf 5,6 Millionen
Stück. Auch der Autoum-
schlag ging zurück: Rund

40 000 Autos weniger kamen
im vergangenen Jahr in Bre-
merhaven an. Trotz Rück-
gangs erreichte der Autoum-
schlag mit mehr als 2,2 Millio-
nen Fahrzeugen aber fast den
Vorjahresrekord.

Wie sich das Geschäft 2016
entwickle, sei schwer abzu-
schätzen, sagte der Chef des
Terminalbetreibers BLG Logis-
tics, Frank Dreeke. „Wir prog-
nostizieren ein kleines und
verhaltenes Wachstum.“

In den nächsten Jahren wer-
den mehr als 240 Millionen
Euro in den Bremerhavener
Hafen investiert. Wichtigstes
Projekt ist neben dem Ausbau
der Hafeneisenbahn der Bau
eines Terminals für die Off-
shore-Windenergie. (dpa)

Weniger
Umschlag
in Häfen
Rückgang bei Autos
und Stückgut

Vor der Verschiffung: Autos am
Hafenterminal in Bremerha-
ven. Foto: dpa

ßerdem vor Friedhöfen in
muslimischer Hand oder laut-
sprecherverstärkten Muezzin-
Rufen an den Moscheen. Die
FDP wiederum bezweifelt, ob
die als Vertragspartner ausge-
guckten Verbände überhaupt
die Mehrheit der in Nieder-
sachsen lebenden Muslime
vertreten könnten.

Zahlen dazu konnte auch
die Ministerin nicht nennen.
Ansonsten verteidigte die Res-
sortchefin die geplanten Ver-
träge gegen die heftige Kritik.
Diese seien ein wichtiger
Schritt hin zu einer Normali-
tät sowie ein deutliches Signal
gegen Vorurteile und Hass. Ge-
rade die Vorschriften zum Mo-
schee-Bau, zum Bestattungs-
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HANNOVER. Mindestens ein
weiteres halbes Jahr müssen
die Muslime in Niedersachsen
noch auf den lange ersehnten
Rahmenvertrag mit dem Land
warten. Man strebe einen „zü-
gigen Abschluss“ an, aber
auch eine „breite Mehrheit“,
sagte Kultusministerin Frauke
Heiligenstadt (SPD) gestern in
Hannover. „Diesen Balanceakt
müssen wir nun bewältigen.“
Zuvor hatte das rot-grüne Ka-
binett die Entwürfe für einen
Vertrag mit den Verbänden
Ditib und Schura sowie einen
Vertrag mit der Alevitischen
Gemeinde zwar „zustimmend
zur Kenntnis genommen“.
Eine offizielle Überweisung in
das parlamentarische Verfah-
ren erfolgte jedoch nicht.

Gebetsräume an Schulen
Zu umstritten sind einzelne

Artikel auch in den eigenen
Reihen. Mehrere SPD-Abge-
ordnete wehren sich vor allem
gegen Gebetsräume an öffent-
lichen Schulen, da diese eine
Religion – nämlich den Islam –
einseitig bevorzugen würden.
Die CDU-Fraktion warnt au-

Land will Vertrag mit Muslimen
Zuwanderer sollen besser integriert werden – Einzelne Artikel auch bei SPD umstritten

wesen sowie zu Kopftuch und
Gebetsräumen an Schulen
hätten lediglich „deklaratori-
schen Charakter“, würden

also nur „Selbstverständli-
ches“ betonen, meinte die Mi-
nisterin. Schon heute könnten
Schulen Rückzugsmöglichkei-
ten zur inneren Einkehr be-
reitstellen – und zwar für alle
Schüler jeglichen Glaubens.
„Sie müssen aber nicht.“

Die Regelung zur Beklei-
dungsfreiheit gebe das Urteil
des Bundesverfassungsge-
richts wieder, sagte Heiligen-
stadt. Muslimische Lehrerin-
nen könnten sich danach frei
für das Tragen eines Kopf-
tuchs, „aber eben auch frei da-
gegen entscheiden“.

Seit zwei Jahren verhandelt
die rot-grüne Regierung be-
reits mit den Verbänden.
Hamburg hat seit Herbst 2012,
Bremen seit Januar 2013 eine
entsprechende Vereinbarung.
Gebetsräume sind hier aller-
dings nicht erwähnt; auch die
Feiertagsregelung geht nicht
so weit. Niedersachsen will
muslimischen Arbeitnehmern
jeweils einen unbezahlten Ur-
laubstag an deren drei wichti-
gen Festen gewähren.

• Detaillierte Infos über den Ver-
trag im Internet unter:
www.mk.niedersachsen.de/

Will zügigen Abschluss mit Ver-
bänden: Kultusministerin Frau-
ke Heiligenstadt (SPD). Foto: dpa

Aus dem Landtag

Muslime in Niedersachsen
Die Zahl der Muslime in Nie-
dersachsen wird auf über
300 000 geschätzt, es gibt
200 Moscheen und Gebets-
stätten. Da die Moschee-
gemeinden ihre Mitglieder
nicht registrieren, gibt es kei-
ne exakten Daten. Organi-
siert sind die Gemeinden im

Landesverband der Türkisch-
Islamischen Union (Ditib) so-
wie dem Landesverband der
Muslime (Schura). Nicht alle
Gemeinden gehören einem
der Verbände an. Und nicht
jeder Mensch muslimischen
Glaubens ist fest in einer Ge-
meinde verankert. (lni)
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